DER  VOLKSAUFSTAND  VOM  17.  JUNI  1953 

IN  DER 

SOWJETISCHEN  BESATZUNGSZONE 
UND  IN  OSTBERLIN 

EINE  KARTOGRAPHISCHE  DARSTELLUNG 

*.  AUFLAGE  iSJi 


HERAUSGEGEBEN  VOM 
BUNDESMINISTERIUM  FÜR  GESAMTDEUTSCHE  FRAGEN 


VOR  G  ESCH  ä  CHT  E  VERLAUF  UND  AUSWIRKUNG  DES  )  ÜN  JAÜFSTAN  D  ES 


Es  wäre  verfrüht,  di*  Vorgeschichte  -des  Volksaufsiandes 
in  der  sowjetischen  BesammgszoM  vom  17.  Juni  1953  m 
schreiben.  Die  Tatsache,  daß  wehr-  und  waj+enlose  Men- 
schen, in  ihrer  großen  Mehrzahl  Industriearbeiter,  gegen 
ein  Regime  aufstanden,  dt£  nichi  nur  ithit  allen  Macht- 
mitteln einer  Diktatur  aosgeszattet  ^n,  sondern  dem  auch 
noch  die  Kriegsmaschine  einer  Großmacht  zur  Seite  stands 
isr  nur  Reche  in  der  ganzen  freies  Weit  entsprechend  ge- 
würdigt worden.  Man  nimmt  diesem  Ereignis  nichts  von 
seiner  Bedeutung,  irenn  süö  fts&T^-":,  z?:  Zündstoff, 
in  den  am  17.  Juni  der  Funke  äcL  sich  in  Jahren  ange- 
sammelt hatte»  Im  ttjlgeadca  söüen  einige  der  Voraus- 
Setzungen  für  den  Ausbsocn  des  Volkszeraes  kurz  aufge- 
zählt werden, 


ahat  des  Sowjetzonen- 


Rcchtsurtsprtuch  auf  die  Wahl  vom  15.  Oktober  195Öt  deren 
Ergebnis  mit  all  den  Mitteln  der  Misscnbecinflussung,  des 
terroristischen  Dreekes  und  des  offenbaren  Betruges  er- 
zielt -wurde,  wie  sie  einem  autoritären  Regime  zur  Ver- 
fügung scehenr  Das  Ergebnis  dieser  Wahl  ist  von  der  über- 
wältigenden Mehrheit  der  Bevölkerung  der  Zone  niemals 
anerkannt  worden. 

Nicht  minder  bedeutsam,  für  den  Widerstand  der  Bevöl- 
kerung gegen  das  Sowj  ei2onenregime  war  che  völlige  Ent- 
rechtung des  Arbeitnehmers  vor  allem  in  den  sogenannten 
volkseigenen  BetrieLen  und  den  Sowjetischen  Aktienge- 
seUichaftcm  Im  Hinblick  darauf  daß  die  Ereignisse  des 
17.  Juni  mit  einem  Lolmstreik  begannen,  ist  vor  allem  dar- 
an zu  erinnern,  daß  der  Arbeiterschaf t  der  Zone  so  alte  und 
in  ihren  Augen  unabdingbare  Rechte  wie  das  der  Mit- 
wirkung an  der  Lohngestalning,  des  Streiks  und  der  Re- 
nach und  nach  genommen 


da_i  die  Gcwedafduhea  oer  Zone  :hfcr  f..- ~<- 
^>BMHiM>g  beraubt  und  zu  einem  Instrument  der  SED  ge- 
sucht worden  waren. 

Eine  dritte  Wurzel  der  um  sich  greifenden  Empörung  war 
das  vom  zweiten  Partei kongreß  der  SED  im  Juli  1952 
proklamierte  Programm  des  ,^Aufbaus  des  Sozialismus", 
mit  dem  der  letzte  und  vernichtende  Angriff  auf  das  Privat- 
eigentum in  der  Landwirtschaft,  im  Handel  und  in  der 
Leichtindustrie  ausgelöst  werden  sollte. 

Hierzu  kamen  im  gleichen  Jahre  die  plötzliche  Preisgabe 
der  Politik  der  Fricdensparolen,  der  Beginn  der  Rernilitari- 
sicrung  und  die  radikale  Absperrung  der  Zonengrenze. 
Diese  Wendung  löste  in  der  Bevölkerung  der  Zone  be- 
greifliche Verwirrung  aus,  da  sie  sich  nun  auch  in  ihrer 
Hoffnung  auf  eine  baldige  Wiedervereinigung  betrogen 
fühlen  mußte. 

Das  allgemeine  Invesütionsprogramm  des  Fünfjahrplans, 
der  verschärfte  Kurs  der  Sozialisierung  und  der  Aufbau 
ff  er  s,  nationalen  Streitkräfte4'  bedingten  eine  Vernach- 
lässigung der  I^bensbedürfnisse  der  Bevölkerung,  die  im 
Winter  1952/53  ernsthafte  Versorgungskrisen  und  im 
weiteten  Verlauf  den  Zusammenbruch  der  Ernährungs- 
wirtschaft nach  sich  zog. 

Die  Etappen  dieser  Entwicklung  ließen  sich  an  der  Zu- 
nahme de*  Flüehtlingsstromes  aus  derSowietzone  ablesen: 
Von  Januar  bis  Juru  1952  i|r»hen  54  2K0,  von  Juli  bis  De- 
zember 1952  95  498,  von  Januar  bis  Mai  1953  jedoch 
184  793  Menschen  aus  der  Sowjetzone  in  diu  Bundes- 
republik. 


zahlreichen  Fällen  meßte  man  sogar  die  dUebDeadc 
im  ng  von  Pirtc« ruxäKr^oci3.rcn  ni2^ct*ci_ 

Dir  l'trsthärfiatg  &r  leg  im  April  mtd  Mm  t953 

Am  9.  April  beschloß  der  Ministerrat  der  Sowjetznaea- 
regierung,  bestimmten  Bevölkerungsgruppen  die  1  i  hr« 
mittel-  und  Kleider  karten  zu  entziehen.  Diese  Maßnahsc, 
die  als  eine  „systematische  Verbesserung  der  Lebens- 
haltung der  Werktätigen"  angepriesen  wurde,  naha 
mehreren  Hunderttausend  Menschen  die  an  sich  schoa 
sehr  dürftige  materielle  Lcbcnsgrundlagc.  Die  Preise  m 
den  lÄdcn  der  staatlich  gelenkten  Handelsorganisatk» 
waren  für  die  große  Mehrzahl  der  vom  Kartenbezujt  ab- 
geschlossenen Normalverbraucher  unerschwinglich. 

Arn  2g.  Mai;  1953  ordnete  dtT  Ministerrat  def  Sowjctzor.-.--- 
regicrung  eine  Erhöhung  der  >pfiir  die  Produktion  ent- 
scheidenden" Arbeitsnormen  um  durchschnittlich  minde- 
stens 10  v.  H.  bis  zum  30.  Juni  an.  Dieser  Beschluß  wurde 
als  „ein  bedeutsamer  Schritt"1  zur  „maximalen  Befriedigung 
der  materiellen  und  kulturellen  Bedürfnisse  der  Werk- 
tätigen'4 bezeichnet.  Schon  früher  waren  die  Normen  nur 
in  den  seltensten  Fallen  sachgemäß  festgesetzt  worden; 
der  ausbeuterische  Charakter  des  ganzen  Normensystems 
mit  seiner  Methode  der  „freiwilligen  Normenerhöhung" 
war  längst  offenbar ;  zum  ersten  Male  aber  wurden  nun 
die  Normen  „administrativ",  d.  h.  durch  Beschluß  der 
Sowjetzonenregierung,  erhöht,  und  diese  Anordnung  trieb 
die  Entwicklung  auf  die  Spitze:  Die  Atmosphäre  war  reif 
zur  Entladung. 


Die  Entwicklung  %nr  Tewiu/iaaärttt  Situation 

Wenn  die  Entrüstung  und  Verzweiflung  der  Bevölkerung 
der  Zone  über  die  von  Jahr  zu  Jahr  drückender  werdende 
Zwangshenrsehaft  wuchs,  so  fand  sie  ihren  Ausdruck  doch 
zunächst  nur  in  der  Form  des  individuellen  Widerstandes. 
Vorkommnisse  dieser  Art  wurden  in  der  staatlich  ge- 
lenkten Presse  der  Zone  selbstverständlich  verschwiegen, 
fanden  aber  doch  gelegentlich  in  Nebensätzen  allgemeiner 
Artikel  ihren  Niederschlag.  Nimmt  man  nur  die  Zeitungen 
des  letzten  halben  Jahres,  so  zeigt  sich,  daß  es  schon  zu 
Beginn  des  Jahres  zu  Arbeitsniederlegungen  gekommen 
war,  wobei  von  der  SED  „Mißstande"  zugegeben  wurden, 
„fiLr  die  die  Partei  einzig  und  allein  verantwortlieh"  sei; 
daß  seit  Monaten  in  der  ganzen  Sowjetzone  heftigste  Dis- 
kussionen unter  der  Arbeiterschaft  über  die  unwürdigen 
l^bensverhältnissc  und  die  Normenfrage  geführt  wurden. 
Die  Sowjctzonenprcssc  sah  sich  gezwungen,  zuzugeben, 
daß  die  gegnerische  Einstellung  zur  Partei  „keine  Aus- 
nähme"  {mithin  weit  verbreitet}  sei,  und  sprach  von  „Zcr- 
setzungsarbeit"  und  „offenen  Provokationen"  gegen  die 
Partei.  Die  Funktionäre  hätten  nicht  mehr  den  Mut,  mit 
den  Arbeitern  über  derartige  Fragen  iu  diskutieren.  In 


Dtr  Kta-swtthsel  wm  fJ.Jmi  t9$$ 

Angesichts  des  Widerstandes  der  Bevölkerung  der  Sowjet- 
z-one  sahen  sich  die  Machthaber  in  Karlshorst  und  Pankow 
gezwungen,  das  Programm  des  „Aufbaus  des  Sozialismus" 
wesentlich  einzuschränken.  Das  Politbüro  des  Zentral- 
komitees der  SED  erklärte  am  9.  Juni  1953,  „daß  seitens 
der  SED  und  der  Regierung  der  DDR  in  der  Vergangen- 
heit eine  Reihe  von  Fehlern  begangen  wurden^  die  u.  a. 
zur  Folge  gehabt  hätten,  daß  zahlreiche  Personen  die  Re- 
publik verlassen  hätten.  Am  IL  Juni  1953  bekannte  sich 
der  Ministerrat  der  Sowjetzonenregierung  zu  denselben 
Fehlem»  und  der  Magistrat  von  Ostbeilin  tat  am  1 2.  Juni 
1953  das  gleiche.  Am  16.  Juni  1953  gab  der  Minister- 
präsident der  Sowjetzone,  O/U  Grött&ubi,  zu,  daß  die  Po- 
litik des  Regimes  in  der  Vergangenheit  auf  „erbitterten 
Widerstand"  gestoßen  und  die  angewandte  „Methode  des 
Administrierens,  der  polizeilichen  Eingriffe  und  die  Schärfe 
der  Justiz"  „falsch"  seien.  Sie  hätten  die  „Einschränkung 
der  allgemeinen  Versorgung,  die  Einengung  und  zer- 
störende Wirkung  auf  Einzelhändler  und  Mittelstand,  die 
Flucht  der  Bauern  nach  dem  Westen  Deutschlands  und 
das  berechtigte  Anwachsen  der  Unzufriedenheit  in  der 
Arbeiterschaft"  bewirkt.  Die  von  der  Sowjetzonen- 


regierung  in  der  Vergangenheit  verfolgte  Politik  habe  „zur 
Verbreiterung  der  Kluft  zwischen  den  Menschen  im 
Westen  und  Osten  Deutschlands1'  geführt. 

Solche  Beteuerungen  konnten  jedoch  die  Auflehnung  der 
Bevölkerung  gegen  das  Terrorregime  der  $ED  nicht  mehr 
dämpfen.  Die  Machthaber  selbst  hätten  durch  ihr  bisheriges 
Gewaltregimertt  und  die  Methoden  ihrer  Agitation  und 
Propaganda  dafür  gesorgt,  daß  jeder  ihrer  Rückzüge  von 
vornherein  als  unglaubwürdig  erschien.  Auch  mußte  die 
Arbeiterschaft  feststellen,  daß  das  von  ihr  gehaßte  Nor- 
mensystem in  seinen  Grundzügen  von  dem  verkündeten 
Kurswechsel  unangetastet  blieb.  Mit  keinem  Wort  waren 
die  offiziellen  Verlautbarungen  auf  diese  Frage  einge- 
gangen, 

Dtr  Aufteki  %um  17. /im  1953 

Im  Mai  und  in  den  ersten  Wochen  des  Juni  hatten  schon 
mehrfach  Bauarbeiter  der  Stalinallce  und  anderer  Bau- 
objekte im  Sowjetsektor  gegen  die  ausbeuterische  Hand- 
habung des  Kormensystcms  protestiert  und  sogar  die  Ar- 
beit niedergelegt.  Der  sogenannte  Kurswechsel  änderte  an 
diesem  System  nichts.  Die  Arbeiter  forderten  daher,  daß 
die  BcHchlüsse  zur  Normenerhöhung  vom  27.  Mai  1953 
ruckgängig  gemacht  würden.  Zu  diesen  „Unklarheiten" 
nahm  die  „Tribüne*^  das  Organ  des  FDGB,,  am  16.  Juni 
Stellung  und  betonte,  daß  die  am  2£!.Msi  1953  beschlos- 
senen Normenerhöhungen  weiterhin  richtig  seien  und 
aufrechterhalten  blieben.  In  dem  Artikel  wurde  zugegeben* 
daß  die  Normenerhöhung  zu  Lohnsenkungen  fuhren 
könne,  die  aber  angeblich  nur  vorübergehend  sein  würden. 
Nach  Aussage  Qtfo  Aftn&fef,  des  stellvertretenden  Mini- 
sterpräsidenten de*  SowjetEQoe,  gab  dieser  Artikel  der 
„Tribüne"  den  ei  gentbeben  Anlaß  au  den  Demonstra- 
tionen der  Arbeiter  am  16.  Juni  1953.  Er  sei  der  „Zünder 
gewesen  für  die  p.rregungs  welle".  Noch  am  16. Juni  1955, 
während  die  Berliner.  Arbeiter  vor  den  Regierung^ Ge- 
bäuden und  in  den  Straßen  deü  Sowjetsektors  demon- 
strierten, formulierte  das  Politbüro  der  SED  eine  Er- 
klärung zur  Normcnfrage,  in  der  es  hieß:  „Das  Politbüro 
hält  es  daher  Tür  völlig  falsch,  die  Erhöhung  der  Arbeits- 
normen in  den  Betrieben  der  volkseigenen  Industrie  um 
10  v.  H.  auf  administrativem  Wege  durchzuführen".  1  •-; 
wird  vorgeschlagen,  die  von  den  einzelnen  Ministerien 
angeordnete  obligatorische  Erhöhung  der  Arbeitsnormen 
als  unrichtig  aufzuheben. 

Dtr  H,  Jim  1953 

Am  Morgen  des  16.  Juni  entschlossen  sich  die  Arbeiter 
des  VEB  Bau-Union  in  der  Stalinailee  zum  Streik.  Um  ihre 
Forderung  auf  Abschaffung  der  Normenerhühung  zu  ver- 
treten, begannen  sie  ihren  Protestmarsch  zur  Leipziger 
Straße.  Auf  demWege  dorthin  schlössen  sich  immer  mehr 
Arbeiter  :m.  Die  Nachricht  von  diesen  Vorgängen  breitete 
sich  unter  den  Bauarbeitern  schnell  aus;  die  Streikwelle 


wuchs;  mehrere  Demonstrationszüge  setzten  <ärr  s 
Marsch,  Gegen  Mittag  befanden  sich  die  AAdxtaaatMm 
vor  dem  Rcgicrungsvicrtel  der  Sowjetzonenregicmq^ 
Der  sowjctzonalc  Erzbergbauminister  Selhnten*  wurde, 
als  er  zu  den  Arbeitern  sprechen  wollte,  niederge^rrrica 
Auf  dem  Rückmarsch  zur  Stalinailee  versuchten  Lot- 
sprcchcrwagcn  der  Regierung  die  Demonstranten  mit  4b 
Meldung  zu  beruhigen,  der  Munster  rat  habe  die  Normen- 
erhöhung zurückgezogen.  Aber  nun  forderten  du:  V.l. 
mehrt  Sie  riefen  zum  Generalstreik  auf,  sie  forderten  die 
Freilassung  der  politischen   Gelungenen.  E-lmhl: 

SED-Regierung,  der  „Gesellschaft  für  deutsch-sowjetische 
Freundschaft"  wurden  heruntergerissen  und  zerstört.. 
Abends  beüchlOiseu  Arbeiter  der  Berliner  Vororte,  am 
nächsten  Tage:  nach  Berlin  zu  fahren  und  :>ich  den  Demon- 
strationszügen anzuschließen.  Die  Betriebsgewerkschafts- 
leitungen der  Ost-BEWAG  und  der  Eisenbahner  sagten 
den  Bauarbeitern  den  Sympathiestreik  zu. 

Die  Sowjetzonenprcssc  konnte  die  Vorgänge  nicht  ver- 
schweigen. Sic  suchte  den  Streik  und  den  Demonstratio 
zug  darauf  zurückzuführen,  daß  „die  Erregung  der  Ber- 
liner Bauarbeiter  über  die  falsche,  teilweise  gewalttätige 
Form  der  Normenfestsetzung  auf  zahlreichen  Baustellen4' 
„von  den  in  West-Berlin  sitzenden  Feinden  des  friedlichen 
Aufbaues  der  DDR  und  im  demokratischen  Sektor  Ber- 
lins und  ihren  Agenten  dazu  benutzt"  worden  sei»  „einen 
Teil  der  Bauarbeiter  des  demokratischen  Sektors  von 
Berlin  teilweise  durch  üble  Methoden  der  Gewalt  undVer- 
Eictzunc  zum  Verlassen  der  Baustelle41  zu  veranlassen. 

Dtr  f?>Jm  1953  in  Berlin 

Am  l".  Juni  war  jedneb  der  gesamte  Sowjetsektor  in  Auf- 
ruhr. Der  Streik  hatte  sich  auf  die  meisten  Berliner  Be- 
triebe ausgedehnt.  Von  allen  Seiten  strömten  neue  Demon- 
strationszüge  aus  der  Umgebung  Berlins  in  den  Sowjet- 
sektor, Die  Volkspolizei  und  Einheiten  der  sowjetischen 
Besatzungsmacht  versuchten  vergeblich,  die  Volksmassen 
zu  zerstreuen.  Hunderte  von  sowjetischen  Panzern,  Pan- 
zerspähwagen und  sonstigen  Gefechtsfahrzeugen,  feld- 
marschmäßig ausgerüstete  sowjeüsche  Infanteristen  rie- 
gelten insbesondere  das  Regierung  viertel  ab.  Gegen 
Mittag  fielen  die  ersten  Schüsse,  forderten  die  sowjetischen 
und  sowjet-deutschen  Kugeln,,  die  sowjetischen  Panzer- 
ketten  unter  den  Demonstranten  die  ersten  Opfer.  An 
verschiedenen  Stellen  wurden  die  Sektnrengrenzmarkie- 
rungen  von  den  Demonstranten  niedergerissen,  SED- 
Parteilokale  und  1  fO-Lädcn  wurden  zertrümmert.  Das 
Columbus-Haus  (Sitz  einer  Volkspolizei- Einheit)  und  Ki- 
oske SED-höriger  Organisationen  gingen  in  Flammen  auf. 
Der  gesamte  Straßen-,  U-  und  S-Bahn- Verkehr  kam  zum 
Hrliegen,  Volkspolizisten  warfen  ihre  Waffen  weg,  er- 
gaben sich  den  Demonstranten,  schlössen  sieh  ihnen  an. 
Gegen  13,30  Uhr  verkündete  der  NLJitärkommandant  des 
Sowjetsektors  den  Ausnahmezustand, 


Das  Zentralorgan  der  SED  „Neues  Deutschland''  brachte 
in  den  folgenden  Tagen  mehrfach  Berichte  über  die  Vor- 
gänge des  17.  Juni  in  Berlin,  Durch  alle  Fälschungen  und 
Verdrehungen  hindurch  ließen  sie  Schlüsse  auf  die  wahren 
Vorgänge  zu  und  dokumentierten  den  Volksaufstand  des 
17.  Juni  gegen  das  Terrorsystem  der  SED  für  ein  freies 
und  geeintes  Deutschland.  Die  Regierung  der  Sowjetzone 
rief  am  17.  Juni  1953  die  Beyölkerung  auf,  die  Maßnahmen 
zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  unterstützen,  die 
„Provokateure"  den  Staatsorganen  zu  übergeben,  die  Ar- 
beit wieder  aufzunehmen  und  die  Geschäfte  wieder  zu 
öffnen.  Das  Präsidium  der  Volkspolizei  gab  die  Namen 
von  acht  verhafteten  angeblichen  Provokateuren  bekannt. 

Der  17.  Juni  1953  in  der  Sowjet^pne 

Durch  die  Nachrichtensendungen  des  RIAS-Berlin  hatte 
sich  die  Kunde  vom  Streik  und  den  Demonstrationen  des 
16,  Juni  wie  ein  Lauffeuer  in  der  gesamten  Zone  verbreitet. 
Am  17.  Juni  1953  traten  in  fast  allen  größeren  und  vielen 
kleineren  Städten  der  Sowjetzone  Arbeiter  in  den  Streik, 
formierten  sich  zu  Demonstrationszügen.  Es  entlud  sich 
der  jahrelang  aufgestaute  Unwille  der  deutschen  Bevöl- 
kerung gegen  die  Knechtung  durch  das  von  der  Be- 
satzungsmacht protegierte  SED-Regime;  überall,  wie  in 
Berlin,  unter  der  Losung:  Weg  mit  der  Regierung!  Freie 
Wahlen!  In  mehreren  Städten  wurden  die  Gefängnisse 
gestürmt  und  die  politischen  Gefangenen  befreit.  Es  gab 
wie  in  Berlin  Tote  und  zahlreiche  Verletzte,  Hauptziel  des 
elementaren  Zornausbruches  waren  die  Häuser  der  SED 
und  der  ihr  hörigen  Organisationen.  Auch  auf  dem  Lande 
kam  es  unter  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zu  Unruhen. 
Durch  die  Arbeiter  mitgerissen,  demonstrierten  Menschen 
aus  allen  Schichten  der  Bevölkerung  gegen  die  Willkür  des 
SED-Regimes  :  Jugendliche,  Lehrer  und  Frauen.  Erst  nach 
Erklärung  des  Ausnahmezustandes  in  weiten  Teilen  der 
Sowjetzone  durch  die  Besatzungsmacht  gelang  es,  die 
äußere  Ordnung  notdürftig  wiederherzustellen. 

Nachdem  17 \Junt  1953 

Der  Einsatz  sowjetischer  Truppen  und  die  Verhängung 
des  Ausnahmezustandes,  die  sofort  einsetzende  Verhaf- 
tungswelle und  die  standrechtlichen  Erschießungen  be- 
wirkten zwar  in  den  Tagen  nach  dem  17.  Juni  eine  gewisse 
Normalisierung  der  Lage  in  Ostberlin  und  in  der  Sowjet- 
zone, konnten  jedoch  den  Widerstandswillen  nicht  gänz- 
lich unterdrücken.  Nur  zögernd  nahmen  die  Arbeiter  ihre 
Arbeit  wieder  auf*  Die  SED  erachtete  es  für  notwendige 
ihre  Mitglieder  anzuhalten,  „die  Aufforderung  zurArbeits- 
aufnahme  in  jeden  Betrieb  und  in  jedes  Haus  zu  bringen", 
womit  sie  das  Ausmaß  der  Arbeitsniederlegung  eingestand. 
Die  Mitteilungen  in  der  Presse  über  Betriebe,  die  ihre 
Arbeit  überhaupt  nicht  niedergelegt  oder  inzwischen 
wiederaufgenommen  hätten,  zeigten  deutlich,  daß  trotz 
aller  Beschwichtigungsversuche,  Zwangsmaßnahmen  und 
Drohungen  die  Arbeiter  schwer  zur  Wiederaufnahme  der 


Arbeit  belogen  werden  konnten.  Zahlreiche  Betriebe  ar- 
beiteten erst  nach  mehreren  Tagen  wieder.  Die  Sektoren- 
grenze Berlins  wurde  erst  nach  einer  Woche  für  den  Ar- 
beiterverkehr an  den  Kontrollpunkten  geöffnet.  Der  S- 
B ahn- Verkehr  zwischen  Ost-  und  Westsektor  und  die 
übrigen  Verkehrsmittel  waren  erst  am  Monatsende  in  ge- 
wohnter Weise  in  Betrieb.  Noch  am  20,  Juni  wurde  aus- 
drücklich bekanntgegeben,  daß  sämtliche  Sportveran- 
staltungen bis  auf  Widerruf  untersagt  seien.  Außerhalb 
der  Sperrstunden  wurde  am  20.  Juni  die  Abhaltung  von 
Gottesdiensten,  etwa  eine  Woche  nach  dem  Volksaufstand 
auch  die  Tätigkeit  der  Theater  usw.  wieder  gestattet* 
Während  die  „Sächsische  Zeitung"  am  20-  Juni  berichtete, 
daß  sich  in  Dresden  „das  Leben  zu  normalisieren  beginne**, 
mußte  die  „Freiheit",  Halle,  am  selben  Tage  die  „Werk- 
tätigen" ermahnen,  sich  nicht  durch  Provokateure  zu  „An- 
sammlungen, Kundgebungen,  Streiks"  „verleiten"  zu 
lassen  und  zur  Arbeit  zu  gehen.  In  zahlreichen  Fällen 
machte  die  Besatsungsmacht  vom  Kriegsrecht  Gebrauch 
und  verkündete  die  Erschießung  bzw.  Hinrichtung  von 
Personen-  In  allen  Zeitungen  der  Sowjetzone  und  Berlins 
wurden  abschreckende  Verurteilungen  von  Demon- 
stranten zu  hohen  Zuchthaus-  und  Gefängnisstrafen  be- 


kanntgegeben. Am  25,  Juni  gab  der  Sowjetzonenminister 
für  Staatssicherheit,  Zaissery  Zahlen  über  die  Opfer  des 
Aufstandes  vom  17.  Juni  bekannt.  Danach  sollen  4  Volks- 
polizisten und  21  Zivilisten  ums  Leben  gekommen,  191 
Volkspolizisten  und  187  Zivilisten  verletzt  worden  sein. 
Diese  Zahlen  entsprechen  nicht  den  Tatsachen  und  liegen 
weit  unter  den  bedauernswert  hohen  Veriustziffern. 

Nach  einigen  Einschränkungen  des  Ausnahmezustandes 
in  verschiedenen  Bezirken  und  Städten  erfolgte  eine  Auf- 
hebung für  die  betroffenen  Bezirke  und  Städte  zu  ver- 
schiedenen Zeitpunkten.  Er  dauerte  für  zahlreiche  Städte 
mehrere  Wochen* 

Eingeständnisse  von  sowjetdeutscher  Seite 

Trot%  aller  Versuche,  die  Demonstrationen  der  Arbeiter- 
schaft als  vom  Westen  angezettelten  Putsch  abzutun, 
konnte  die  Sowjetzonen-Regier  ung  den  wahren  Tatbestand 
nicht  ganz  verheimlichen. 

Der  Ministerpräsident  der  Sowjetonen-Regierung  sagte 
am  24.  6.  1953  in  Leipzig:  „Schuld  an  den  Zuständen,  die 
dazu  geführt  haben,  waren  wir". 

Die  „Leipziger  Zeitung"  vom  20.  6,  1953  schrieb:  „Unter 
Ausnutzung  einer  vorhandenen  Unzufriedenheit  und  Ver- 
wirrung in  einem  Teil  der  Arbeiterschaft  war  es  ihnen" 
(den  angeblichen  Provokateuren)  „gelungen,  viele  Bau- 
arbeiter und  auch  Arbeiter  anderer  Industriezweige  vor 
ihren  Karren  zu  spannen". 


Das  „Neue  Deutschland"  vom  18,  6,  1953  veröffentlichte 
den  offenen  Brief  eines  Arbeiters  der  Stalinallee  an  seine 
Kollegen,  in  dem  es  heißt:  „Die  Betriebsleitung  ließ  es  an 


so  viel  freiwillig  erhöhte  Normen  melden  zu  könucnr  Dies 
ist  der  Grund,  warum  die  Kollegen  Bauarbeiter  der  Stalin- 
allee  böse  wurden  und  anfingen,  die  Arbeit  niederzulegen 
und  zu  demonstrieren.  Es  wäre  nicht  dazu  gekommen, 
wenn  die  Parteileitung  der  Stalinallcc  und  die  Gewerk- 
schaft* teitungen  sofort  die  berechtigten  Forderungen  der 
Kollegen  tingesehen  hätten**. 

SttUuttgpabtttc  der  BmdtsrtpHbtik  mi  der  Wtstaliiitrtm 

Am  17,  6- 1953  gab  Bundeskanzler  Di.  Ademmr  vor  dcni 
Deutsehen  Bundestag  eine  Erklärung  zu  den  Ereignissen 
des  16,  Juni  1953  in  Ostberlin  ab.  In  dieser  Regierungs- 
erklärung heißt  es:  „Die  Bundesregierung  empfindet  mit 
den  Männern  und  Frauen,  die  heute  in  Berlin  Befreiung 
von  Unterdrückung  und  Not  verlangen.  Wir  versichern 
ihnen,  Jaüi  Wir  in  innerster  Verbünde r\hcit  zu  ihnen  stehen. 
Eine  wirkliche  Änderung  des  Lehens  der  Deutsehen  in  der 
Sowjetzone  und  in  Berlin  kann  nur  durch  die  Wieder- 
herstellung der  deutschen  Einheit  erreicht  werden". 

Hunde^pritüident  Professor  Dr.  Theodor  Htxss  gedachte  an- 
läßlich der  Gedenkfeier  für  die  Toten  des  Volksaufs  ran  des; 
am  21 .  6.  1953  in  Bonn  d^r  t  Dp-fer,  dm  von  d^r  Bevölkerung 
der  Sowjetzonc  und  Berlins  für  die  Freiheit  Deutschlands 
gebracht  wurden,  und  mahnte  die  Welt:  „Gebt  dem  deut- 
schen Menschen,  gebt  ihm  zurück  das  eingeborene  Recht 
zu  einer  staatlichen  Selbstgestaltung,  sru  seiner  Freiheit, 
damit  die  Verkrampfungen  sich  lösen,  damit  Angst  und 
Furcht,  Mißtrauen  und  Technik  des  Hasses  den  Boden  des 
Vaterlandes  verlassen*1* 

Auf  der  Trauerfeier  au  Ehren  der  Toten  des  17,  Juni  rief 
der  Bundeskanzler  dem  deutschen  Volk  hinter  dem  Ei- 
sernen Vorhang  zu:  „Wir  schwören  ihm  in  dieser  feier- 
lichen Stunde:  Wir  werden  seiner  nicht  vergessen.  Wir 
werden  nicht  ruhen  und  nicht  rasten  —  diesen  Schwur 
lege  ich  ab  für  das  gesamte  deutsche  Volk  — ,  bis  auch  sie 
wieder  Freiheit  haben,  bis  ganz  Deutschland  wieder  ver- 
eint ist  in  Frieden  und  Freiheit". 

Der  Deutsche  Bundestag  ersuchte  am  27.  6.  1953  die 
Bundesregierung,  „dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  alle  Maß- 
nahmen ergriffen  werden,  um  die  Notlage  der  Bevölkerung 
in  der  sowjetisch  besetzten  Zone  zu  lindern"  und  „daß  auf 
jedem  geeigneten  Weg  Verhandlungen  mit  dem  Ziel  ein- 
geleitet werden,  den  Verkehr  von  Menschen  und  Gütern 
zwischen  der  Bundesrepublik  und  der  sowjetisch  be- 
setzten Zone  zu  norrnalisicrcüM+ 

Am  18,  6. 1953  protestierten  die  drei  alliierten  Hoch- 
kommissare und  die  Westberliner  Stadtkommandanten  bei 
den  sowjetischen  Dienststellen  in  Berlin  gegen  die  Er- 
greifung militärischer  Gewalt  durch  die  sowjetische  Be- 
sarzungsmacht,  gegen  die  Finsrh  rankung  der  Bewegungs- 


freiheit in  Berlin  und  die  Erschießung  des  Westberliners 
Wißt  G&trling. 

Sie  wiederholten  ihre  Forderung  auf  volle  Ecwegungs- 
freibeic  in  zwei  weiteren  Schreiben  an  den  sowjetischen 
Stadikommandanten. 

Am  2t.  fi.  1953  richtete  Bundeskanzler  Dr.  Adenauer  Tele- 
gramme an  den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  den  britischen  Premierminister  und  den 
frarüü&ischcn  Ministerpräsidenten,  in  denen  er  auf  den 
Volksaurstand  vom  17.  6. 1953  hinwies  und  an  die  drei 
Regierungschefs  appellierte,  alles  zu  tun,  um  das  Unrecht 
und  die  Gewalt  zu  beseitigen,  und  sich  für  die  Wieder- 
vereinigung Deutschlands  einzusetzen. 

Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten,  Dwigftt  D.  Eisen- 
Aewffj  stellte  in  seinem  Antwortschreiben  vom  26.  6.  1953 
fest,  „die  jüngsten  Ereignisse  in  Ostberlin  und  Ostdeutsch- 
land haben  in  aller  Welt  die  Herzen  und  die  Hoffnungen 
der  Menschen  aufgerüttelt.  Dieser  begeisternde  Beweis  des 
Mutes  bestärke  uns  in  unserem  Glauben,  daß  Jahre  der 
Unterdrückung  und  versuchten  ideologischen  Beein- 
flussung den  Geist  der  Freiheit  hinter,  dem  liisemcn  Vor- 
hang nicht  zum  Erlöschen  bringen  konnten". 

Der  britische  Pranüerminister*  Sir  Wimtm  ChurddU^  be- 
antwortete am  24.  6, 1953  das  Telegramm  des  Bundes- 
kanzlers. Er  erklärte  sich  mit  Dr.  Adenauer  einer  Meinung, 
„daß  die  letzten  Tireignisse  in  Berlin  und  Ostdeutschland 
erneut  die  dringende  Notwendigkeit  gezeigt  haben,  daß 
Deutschland  in  die  Lage  versetzt  werden  muß,  unter  frei- 
heitlichen Bedingungen  vereinigt  zu  werden,  und  zwar 
unter  Bedingungen,  die  dem  Frieden  Europas  forderlich 
Sind". 

Der  amtierende  französische  Ministerpräsident,  ReniM^tt> 
brachte  in  seiner  Antwort  vörtl  26.  6.  1953  Seine  „Be- 
wunderung für  die  Entschlossenheit  der  Berliner  im  all- 
gemeinen und  der  Arbeiterklasse  im  besonderen"  zum 
Ausdruck.  Er  bewundere  den  Mut  und  die  „beispielhafte 
I !  ürung*  mit  der  sie  ihren  Willen  hefcundet  hahen,  der 
Unterdrückung  zu  widerstehen  und  in  Ostdeutschland 
den  Grundsätzen  der  Freiheit  und  der  Unabhängigkeit 
Achtung  zu  verschaffen". 

Am  2.  7.  1953  beschloß  der  Deutsche  Bundestag  das  „Ge- 
setz über  den  Tag  der  deutschen  Einheit",  durrii  da*  der 
17,  Juni  zum  gesetzlichen  Feiertag  erklärt  wurde.  Die 
Präambel  dieses  Gesetzes  lautet: 

„Am  17,  Juni  1953  bat  sich  das  deutsche  Volk  in  der  so- 
wjetischen Besaczungstonc  und  in  Ostberlin  gegen  die 
kommunistische  Gewaltherrschaft  erhoben  und  unter 
schweren  Opfern  seinen  Willen  zur  Freiheit  bekundet. 
Der  17.  Juni  ist  dadurch  zum  Symbol  dec  deutschen  Ein- 
heit geworden." 
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der  Aufslaodsintensliäl  dar.  Dabei  sind  in  im  Stufen  tWJdundti) 
die  vorhergehfi^^  Stufen  tingesthlossen. 


L  7  C  3  BeiirK  bzw  Kreis  mit  Ausnahmezusfand 
o       Stadt  biw,  Orl  mit  Auinahmeiualand 
Einsah  sowjetischen  Militärs 
tu  l?  *    teWbekannFerTag  von  Unruhe  bis  zum  15.?  5S 
&  SUHL  Beiiikahauptstadt 
o  hna  Rreishauptslfldi 
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